
Berset  
pokert hoch

Sozialminister Alain Berset setzt bei der Reform der Altersvorsorge  
alles auf eine Karte. Kommt er durch, ist er der strahlende Sieger.  

Scheitert er, sind die anderen schuld.
Text: Martin Vetterli und Bernhard Raos 

Foto: Christian Schnur
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Früher oder später geht Alain Bersets 
Reform der Altersvorsorge uns alle 
an. Denn sie wird darüber entschei-

den, wie lange wir arbeiten müssen, wie 
viel Rente wir erhalten werden und wer 
dann wie viel für unsere Renten zahlen 
muss. Und alle wissen: Wie bisher kann es 
nicht weitergehen. Sonst wird die AHV 
jährlich Milliardenverluste einfahren, und 
die berufliche Vorsorge gerät vollends aus 
dem Gleich gewicht. Wir müssen die Alters-
vorsorge dem demografischen Wandel an-
passen. Die Frage ist nur: wie? Darüber 
streiten sich Parteien und Verbände seit 
Jahren so heftig, dass sich alle gegenseitig 
blockieren.

Die Berset-Reform, die noch bis Ende 
März in der Vernehmlassung ist, versucht, 
aus diesem Patt herauszukommen. Nur hat 
es der Freiburger bis heute versäumt, eine 
Lobby für die wichtige Reform aufzubauen. 
Prompt hat sie eigentlich nur Gegner.

Die Idee, AHV und berufliche Vorsorge 
auf einen Schlag zu reformieren, findet 
zwar Anklang. «Schliesslich interessiert 
uns doch, womit wir im Alter insgesamt 
rechnen dürfen oder müssen», wie Berset 
sagt. Aber die meisten kritisieren, sein 
 Reformvorschlag sei unausgewogen und 
verlange zu viele Opfer – zumindest von  
ihrer eigenen Klientel. Hat sich der ge-
wiefte Taktiker schon bei seinem ersten 
gros sen Geschäft als Bundesrat grandios 
verschätzt? Begeht er womöglich gar politi-
schen Selbstmord?

Wohl kaum. Kommt die Reform durch, 
geht Alain Berset wie einst SP-Bundesrat 
Hans Peter Tschudi vor ihm in die Ge-
schichte der AHV ein. Scheitert sie, waren 
die anderen schuld, die ihre Eigeninteres-

sen über das Gemeinwohl gestellt haben. 
Das ist das Clevere an seiner Taktik: Er 
kann eigentlich nicht verlieren. Im gros sen 
Poker um die Zukunft der Altersvorsorge 
hat er ein vielversprechendes Blatt.

Die Freisinnigen werden 
sich nur ungern daran er-
innern: 2003 eröffnete der 

damalige Bundespräsident Pascal Couche-
pin den Wahlkampf auf die ihm eigene Art 
– mit einem Tabubruch. Für den Walliser 
gab es keinen Zweifel: Weil wir immer älter 
werden, müssen wir auch länger arbeiten 
und können erst mit 67 in Rente gehen. 
Das Resultat von Couchepins Coup: Die 
FDP erlitt eine Wahlschlappe historischen 
Ausmasses. Noch weiter ging Bruno Pfister. 
Der Chef des Versicherungskonzerns Swiss 
Life forderte, wann immer er eine Platt-
form bekam, eine Erhöhung des Renten-
alters auf 70. Seit er letztes Jahr seinen Job 
schmiss und mit 53 Jahren in den unruhi-
gen Ruhestand ging, ist es aber auffällig  
ruhig um seine Forderung geworden. 

Solche Fehler unterlaufen dem Voll-
blutpolitiker Berset nicht, der mit 27 in den 
Freiburger Verfassungsrat, mit 31 in den 
Ständerat und mit 39 in den Bundesrat ge-
wählt wurde. Er setzt auf das, was machbar 
ist und beim Publikum ankommt: keine 
Rentenkürzungen und kein Rentenalter 
über 65. Dass die Frauen ein Jahr länger  
arbeiten müssten, ist vor allem für seine 
So zialdemokraten eine bittere Pille. Sie 
sträuben sich und fordern, dass Frauen zu-

erst den gleichen Lohn für gleiche Arbeit 
erhalten müssten. Weil unsere Lebens-
erwartung steigt, die Babyboomer in Pen-
sion gehen und immer weniger Erwerbs-
tätige für immer mehr Rentner aufkom-
men müssen, muss aber auch die Linke ir-
gendwann Zugeständnisse machen. Sonst 
wird das Rentenalter 67 schleichend ein-
geführt, wie dies viele Bürgerliche wollen.

Alain Berset dagegen fordert ultimativ 
den Kompromiss: Wer das Rentenalter 65 
nicht akzeptiert, gefährdet die ganze Re-
form. Und sei dann verantwortlich, wenn 
das Rentensystem gegen die Wand fahre. 

Ohne grosse Korrekturen hat das heu-
tige Modell keine Zukunft. Wenn nichts  
geschieht, schreibt die AHV in ein paar 
Jahren garantiert Milliardenverluste. Das 
will der studierte Ökonom verhindern.

Die zweite Vorbedingung für seine 
 Reform: Die Renten dürfen nicht sinken. 
Der SP-Bundesrat beruft sich dabei auf  
die Bundesverfassung. Sie garantiert, dass 
man nach der Pensionierung die «gewohn-
te Lebenshaltung in angemessener Weise» 
weiterführen kann. Erste und zweite Säule 
sollen mindestens 60 Prozent des letzten 
Bruttoeinkommens abdecken.

Bersets zweite Karte ver-
bindet welsche Souplesse 
mit Deutschschweizer 

Pragma tismus. Anders als seine Vorgänger 
will er das Vorsorgesystem nicht in kleinen 
Schritten reformieren, sondern wagt mutig 
den grossen Sprung nach vorn. Dafür 

Die zweite Karte:D

ZWEI SÄULEN, EIN PAKET

Die erste Karte:DD

65 UND NICHT MEHR

«Die Reform scheitert,  
weil der Bundesrat zwar  
die Herausforderung  
richtig beurteilt, aber  wenig 
 kreative, zu einseitig auf 
neue Einnahmen  gerichtete 

Lösungen vorschlägt. Die kumulierte 
Gegnerschaft wird das Projekt ablehnen, 
und in einer Volksabstimmung hätte 
 dieses Gesamtpaket keine Chance.»
Punkte für die Reform: 4 von 10
Toni Bortoluzzi, SVP-Nationalrat 

«Die Reform   
gelingt, weil  
AHV und zweite  
Säule gemeinsam  
angepasst  
werden.»

Punkte für die Reform: 5 von 10
Doris Bianchi, geschäftsführende 
 Sekretärin, Schweizerischer 
 Gewerkschaftsbund (SGB)

«Die Reform gelingt, wenn  
die AHV gestärkt wird, unter 
dem Strich keine Renten-
kürzung herausschaut  
und das höhere Frauen-
rentenalter die nötigen  
Fortschritte bei der 
Lohngleichheit bringt.»

Punkte für die Reform:  
6 von 10
Jacqueline Fehr,  
SP-Nationalrätin 

Die Noten für Bersets Reform
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Altersvorsorge: Das will Berset
AHV-Alter 65 für Frauen und Männer, Senkung des Umwandlungssatzes, Finanzierung via Mehrwertsteuer,  
weniger Gewinn für Lebensversicherer: Das sind die Eckpunkte der von Bundesrat Alain Berset angestrebten Reform. 

PENSIONSKASSEN
Rentenkürzung 

Der Umwandlungssatz der Pensionskasse 
sinkt von 6,8 auf 6,0 Prozent. Für eine 
Sparsumme von 100 000 Franken erhält 
man pro Jahr nur noch 6000 Franken 
Rente. Im Gegenzug gibt es Massnahmen, 
um diese Kürzung auszugleichen:

Eintrittsschwelle

Die Eintrittsschwelle für die berufliche 
Vorsorge wird von heute gut 21 000  
auf 14 000 Franken gesenkt.

Einzahlungen

Bis zum 55. Altersjahr müssen mehr 
 Lohn prozente eingezahlt werden. 
35- bis 44-Jährige: 11,5 statt 10 Prozent 
45- bis 54-Jährige: 17,5 statt 15 Prozent

Übergangsfonds

Schaffung eines Übergangsfonds für  
die über 40-Jährigen während höchstens 
25 Jahren.

Überschussverteilung

Die Versicherten sollen stärker  
am Gewinn des Versicherungs- 
geschäfts beteiligt werden. 

Aufsicht und Transparenz

Ausserdem sollen Mass- 
nahmen zur Verbesserung  
der Transparenz und der 
Aufsicht der Pensions- 
kassen getroffen werden.

RENTENALTER
Angleichung

Das Rentenalter  
für Frauen wird  
um ein Jahr  
auf 65 an- 
gehoben.

Referenzrentenalter

Pensionierungen sind erst ab 62 
 möglich. Wer vor 65 aufhört zu arbeiten 
oder sein Pensum reduziert, dem wird 
die Rente gekürzt. Arbeitet jemand län-
ger, gibts mehr. Spätestens mit 70 muss 
aber die ganze Rente bezogen werden.

FINANZIERUNG
Mehrwertsteuer

Zur Finanzierung der 
AHV wird die Mehrwertsteuer 
von acht auf maximal zehn 
Prozent erhöht. Das erste  
Prozent fix ab 2020, das  
zweite bei Bedarf gegen 2030. 
Damit tragen nicht nur die 
Erwerbstätigen die Kosten 
der Reform, sondern auch 
die Pensionierten. Eine 
reine Finanzierung über 
Lohnbeiträge würde die Solidarität 
zwischen Jung und Alt noch stärker 
belasten.

Beitragsgerechtigkeit

Die Beitragssätze von Arbeitnehmern 
und Selbständigerwerbenden werden 
vereinheitlicht. Zudem wird ein Steuer-
privileg für Selbständige beim Abzug 
vom AHV-pflichtigen Lohn gestrichen. 

6465 65

KOSTENBREMSE
Der Bund möchte 
verhindern, dass die 
AHV in finanzielle 
Schieflage gerät. 
Der neue Interven-
tionsmechanismus: 
Drohen die Einnahmen 
der AHV unter 70 Prozent der Ausgaben 
zu sinken, wird ein zweistufiges Verfah-
ren in Gang gesetzt:
Zuerst erhält das Parlament Gelegen-
heit, Massnahmen zu ergreifen, um die 
Kosten in den Griff zu bekommen.
Gelingt das nicht, kann der Bundesrat 
korrigierend eingreifen.

«Die Reform muss 
 gelingen, denn wir 
stehen in der Verant-
wortung. Wir müssen 
uns zusammenraufen! 
Ob die jetzige grosse 

Kammer vor den Wahlen 2015 die 
Fähigkeit für einen Kompromiss 
hat, daran zweifle ich aber.»
Punkte für die Reform: 7 von 10
Christine Egerszegi, FDP-Ständerätin 

«Die Reform scheitert, 
weil sie sich zu viel 
aufs Mal vornimmt. 
Dadurch explodiert 
die Komplexität der 
Debatte, und man 

verliert den Fokus aufs Wesentliche: 
eine nachhaltige Finanzierung der 
Altersvorsorge.»
Punkte für die Reform: 6 von 10
Jérôme Cosandey, Projektleiter   
Avenir Suisse

«Die Reform gelingt,  
weil wir mit Nichtstun  
die nächste Generation 
um eine sichere und  
leistungsfähige AHV und 
zweite Säule betrügen.»
Punkte für die Reform: 6 von 10
Urs Schwaller,  
CVP-Ständerat 

d 

PIKTOGRAMME: BEOBACHTER/REH
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 erhält er selbst von seinen Gegnern 
 Applaus.

Die Geschichte spreche für eine Paket-
lösung, wiederholt Berset mantraartig, seit 
er mit seinem Vorschlag an die Öffentlich-
keit getreten ist. Alle Reformversuche der 
letzten 15 Jahre seien daran gescheitert, 
dass ihnen ein Gesamtkonzept gefehlt 
 habe und sie jeweils nur einer Seite Opfer 
abverlangt hätten. Bei seiner Reform gibt 
es weder Sieger noch Verlierer. Alle müssen 
von liebgewordenen Positionen abrücken. 
Und weil das so ist, können die Kontrahen-
ten Kompromisse eingehen,  ohne das Ge-
sicht zu verlieren.

Doch die Alles-oder-nichts-Strategie ist 
riskant. Bersets Parteikollege und Ex-Preis-
überwacher Rudolf Strahm fürchtet ein 
«kumuliertes Nein». Bei einer Gesamtkon-
zeption mit vielen Variablen türmten sich 
jeweils die unterschiedlichsten Neinstim-
men zu einer Neinmehrheit auf. Die «Welt-
woche» unterstellt Berset deswegen nie-
dere Motive: «Wer auf das Scheitern ab-
zielt, plant den grossen Wurf.»

Bersets These, nur ein Gesamtkonzept 
habe Chancen, beim Volk durchzukommen, 
leuchtet zwar ein. Schaut man aber genau-
er hin, merkt man: Bei jeder Vorlage gab es 
jeweils unterschiedliche Gründe für das 
Scheitern. Etwa bei der 11. AHV-Reform: 
Hier gingen die Kürzungen der SP zu weit 
und der SVP nicht weit genug. Am Schluss 
versenkten sie gemeinsam die Neuauflage 
der Reform bereits im Parlament.

Für seine Reform muss  
Sozialminister Berset neue 

Geldquellen erschliessen – er will dafür die 
Mehrwertsteuer in zwei Schritten von 
 heute acht auf zukünftig zehn Prozent 
 erhöhen. Das ist zwar nicht sehr originell, 
aber trotzdem ein eleganter Zug. Die Erhö-
hung der Mehrwertsteuer ist das kleinere 
Übel im Vergleich zu höheren Abgaben auf 
dem Lohn, gegen die sich die Wirtschaft 
und die bürgerlichen Parteien mit Händen 
und Füssen stemmen. Denn hohe Einkom-
menssteuern kosten Kaufkraft, und hohe 
Gewinnsteuern schmälern die Standort-
attraktivität, so ihr Argument.

Höhere Abgaben auf Arbeit würden 
auch gegen das Prinzip der Generationen-
gerechtigkeit verstossen. Nur die arbei-
tende Bevölkerung müsste dann die Kos-

ten der Reform tragen. Schon heute kommt 
auf vier Beitragszahler ein Rentner, in 40 
Jahren wird das Verhältnis zwei zu eins be-
tragen. Auch das spricht für die Mehrwert-
steuer: weil dann der Konsum besteuert 
wird und die immer zahlungskräftigeren 
Rentner ebenfalls ihren Beitrag leisten. 

Wirtschaft und Gewerbe laufen noch 
aus einem ganz anderen Grund Sturm ge-
gen die Reform. Berset habe es verpasst, 
genügend Sparmöglichkeiten einzubauen. 
Mehreinnahmen von 9,5 Milliarden Fran-
ken stünden geplanten Nettoeinsparungen 
von nur knapp einer Milliarde gegenüber. 
Gewerbeverbandsvize Kurt Gfeller spricht 
deshalb vom «mit Abstand teuersten So-
zialversicherungspaket, das die Schweiz  
je gesehen hat». Es sei ein «Raubzug auf 
Erwerbstätige und Arbeitgeber».

Aber auch die künftigen Rentner müs-
sen eine Kröte schlucken. Die ist immerhin 
weniger fett, als es den Anschein hat. Die 
Senkung des Umwandlungssatzes auf 6,0 
Prozent bedeutet zwar, dass Renten aus der 

Die dritte Karte:D

DIE LIEBSTE STEUER
DER POLITIKER

Die Parteien: Einig in der Uneinigkeit
SVP: Bersets Paketlösung 
sei ein überdimensionier-
tes Reformpaket und  
von daher zum Scheitern 
verurteilt. Die SVP  
fordert eine raschere  
Angleichung des Renten-
alters von Mann und Frau 
auf 65 und eine Schul-
denbremse bei der AHV, 
die nicht einseitig über 
Mehreinnahmen saniert 
werden soll. 

SP: Der Umwandlungs-
satz dürfe nicht ange-
tastet werden, und das 
höhere Rentenalter für 
Frauen werde erst disku-
tiert, wenn Lohngleich-
heit herrsche und Früh-
pensionierungen für  
alle Einkommen möglich 
seien. Die SP fordert  
höhere AHV-Renten und 
unterstützt die Initiative 
«AHV plus» der Gewerk-
schaften.

CVP: Der Umwandlungs-
satz soll nicht mehr  
gesetzlich, sondern nach 
einer technischen Formel 
festgelegt werden. Alle 
sollen bereits mit 20 in 
die zweite Säule einzah-
len. Das Alterskapital soll 
primär als Rente bezogen 
werden. Die CVP wehrt 
sich auch gegen Ein-
sparungen bei Witwen-
renten.

FDP: Die Mittel, die  
das Rentenalter 65 für 
alle bringe, sollen nur  
für die Stabilisierung der 
AHV verwendet werden. 
Die vorgeschlagene AHV-
Schuldenbremse greife 
zu wenig. Zudem müssen 
laut FDP «in der beruf-
lichen Vorsorge die tech-
nischen Parameter rasch 
entpolitisiert und die 
 systemwidrige Umver tei-
lung gestoppt werden».

BDP: Das Festhalten  
am Rentenalter 65 hält 
die BDP für einen Fehler. 
Stattdessen fordert sie 
eine schrittweise Erhö-
hung des Rentenalters, 
die sich automatisch  
der Lebenserwartung 
 anpassen soll. Eine  
Vermischung von AHV 
und zweiter Säule lehnt 
die BDP ab.

Alle gegen Alain Die ersten Reaktionen auf die Berset-Reform zeigen: Alle sind zwar   
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Die AHV – immer wieder ein emotionales Thema: Wahlplakat der SP Schweiz, 2003

© Alle Rechte vorbehalten - Axel Springer Schweiz AG, - Jede Veröffentlichung und nicht-private Nutzung exklusiv über www.as-infopool.de/lizenzierung BEOBACHTER-2014-02-21-tui- 95eb5bbb8ec0c00041511cc850e781dd



 4 | 2014  Beobachter  23

beruflichen Vorsorge um beinahe zwölf 
Prozent tiefer ausfallen werden. Doch die-
se Kürzungen werden durch Gegenmass-
nahmen entschärft (siehe Grafik, Seite 21). 
Und sämtliche Spargelder, die überobliga-
torisch versichert sind, sind nicht betrof-
fen. Die werden schon jetzt zu teilweise 
noch tieferen Sätzen gewandelt. 

Trotzdem ist die Senkung des Um-
wandlungssatzes der wohl unpopulärste 
Punkt der Reform. Man erinnere sich: Vor 
vier Jahren sprachen sich 72,7 Prozent der 
Stimmberechtigten gegen eine Vorlage 
aus, die den Umwandlungssatz auf 6,4 Pro-
zent fixieren wollte. Damals waren aber 
keine Kompensationen vorgesehen, um 
die Rentenkürzungen aufzufangen.

Diese Karte hat schon ein-
mal gestochen. Bei der 11. 

AHV-Revision neutralisierten sich die Pol-
parteien SVP und SP gegenseitig und 
brachten die Vorlage gemeinsam zum 
Scheitern. Das weiss Berset. Deshalb ver-
zichtete er bisher darauf, eine starke Lobby 
für sich aufzubauen. Denn seine Taktik 
funktioniert nur, wenn möglichst lange alle 
grosse Vorbehalte haben und er als 
Schiedsrichter auftreten kann, der notfalls 
die gelbe Karte zückt.

Das hat bislang überraschend gut funk-
tioniert. Zum Beispiel Ende November in 
der «Arena» des Schweizer Fernsehens, als 
des Sozialministers etwas pathetisch gera-
tener Aufruf zu einem neuen Denken von 
den Streithähnen fast widerstandslos hin-
genommen wurde. Hardliner wie Jürg 
Stahl von der SVP und Hans Stöckli von der 
SP wirkten plötzlich wie Schüler, die das 
eben Gelernte nun einstudieren wollen.

Zudem muss Berset mit allen Mitteln 
verhindern, dass sein Gesamtpaket in die 
Einzelteile zerlegt wird. Sonst wirkt sein 
Zauber nicht, der seine Gegner bisher ge-
lähmt hat. Aber als Politfuchs weiss er, dass 
kleinere Korrekturen an der Reform mög-
lich sein müssen. So ist offen, ob gewisse 
Teile früher in Kraft treten könnten oder 
die Kürzung der Witwen renten auch etwas 
weniger heftig ausfallen dürfte. Wer Zuge-
ständnisse machen kann, hat im Parlament 
bessere Chancen, ans Ziel zu kommen.

Wenn überhaupt, decken 
Pokerspieler ihre Karten 
erst am Schluss auf. Das 

macht auch Berset so. Und sagt, er habe 
keinen Plan B in der Hinterhand, falls die 
Reform scheitern sollte. Damit setzt er 
 seine Gegner unter Zugzwang. Und je 
mehr Zeit verstreicht, desto besser für ihn. 

Denn in fünf Jahren wird die AHV hohe 
Millionenverluste machen und die Umver-
teilung in der beruflichen Vorsorge gefähr-
liche Ausmasse annehmen. Man muss kein 
Prophet sein: Der Leidensdruck wird dann 
derart gross sein, dass viele die Vorlage als 
das kleinere Übel in Kauf nehmen und 
trotz Vorbehalten zustimmen werden.

Die grösste Gefahr droht dem SP-Bun-
desrat deshalb im Parlament. Wenn er aber 
seine Reform einigermassen unbeschadet 
in die Volksabstimmung retten kann, hat er 
beste Karten in der Hand. Und allzu viel 
Angst, dass die Jungen die Vorlage dann 
noch torpedieren können, muss der Sozial-
minister nicht haben. Schliesslich wollen 
nicht nur die Rentner von einer guten Ren-
te profitieren, sondern auch viele, die noch 
voll im Arbeitsleben stehen. Wer mit 45 et-
was für seine Altersvorsorge unternimmt, 
hat fast automatisch grosses Verständnis 
für die Anliegen der Pensionierten.

Das Problem des Pokerspielers Alain 
Berset ist auch ein anderes. Vielleicht ist ja 
Demokratie viel banaler als das kom plexe 
Spiel mit den Karten. Selbst wer mit einem 
Royal Flush die bestmöglichen Karten in 
der Hand hat und seine Mitspieler perfekt 
blufft, kann noch verlieren. Denn das Ein-
zige, was in einer Volksabstimmung zählt, 
sind nackte Zahlen. Man muss mehr Stim-
men holen als die Gegner. 

Lesen Sie zum Thema auch das Interview 
auf den nächsten Seiten.

Die vierte Karte:D

DIE UNEINIGKEIT
DER GEGNER

Die fünfte Karte:

ISTS EINE NIETE?

Sozialpartner: Nein und nochmals nein
Gewerkschaftsbund: Die 
Senkung des Umwand-
lungssatzes auf 6,0 Pro-
zent sei nicht hinnehm-
bar, sie bedeute die 
grösste Rentensenkung 
aller Zeiten. Der SGB will 
vielmehr mit der Initia-
tive «AHV plus» höhere 
Renten durchsetzen. Er 
lehnt das höhere Ren-
tenalter 65 für Frauen 
und das neue Pensionie-
rungsfenster 62/ 70 ab.

Arbeitgeberverband: Die 
Reform finanziere sich 
einseitig über Mehr-
einnahmen und sei über-
rissen. Die Altersvorsorge 
müsse rascher reformiert 
werden, und einzelne 
 Teile müssten vorgezo-
gen werden. Eine mode-
rat höhere Mehrwert-
steuer gebe es nur, wenn 
auch das Renten alter 
schrittweise angehoben 
werde.

Gewerbeverband: Die  
Berset-Reform drossle 
Konsum und Wirtschafts-
wachstum, weil sie vor  
allem auf Mehreinnah-
men setze. Deshalb sei 
sie ein absolutes No-Go. 
Erwerbs tätige koste sie 
mindestens 1000 Franken 
pro Jahr. Um die höheren 
AHV-Ausgaben zu finan-
zieren, müsse man das 
Rentenalter in Monats-
schritten erhöhen.

Versicherer, Pensionskassen: Ja, aber
Versicherungsverband: 
Das Rentenalter 65 für 
Frauen sei nötig, genüge 
aber nicht. Die Senkung 
des Umwandlungssatzes 
auf 6,0 Prozent sei völlig 
richtig. Die Versicherer 
wehren sich dagegen, 
dass sie weniger als  
zehn Prozent der Erträge 
für sich behalten können, 
die sie mit Vorsorge-
geldern erzielen.

Pensionskassenverband: 
Die Reform sei eine gute 
Diskussionsgrundlage, 
das Fuder dürfe aber 
nicht überladen werden. 
Wichtig seien das Refe-
renzalter 65 für alle,  
ein Umwandlungssatz 
von 6,0 Prozent und die 
Erhaltung des heutigen 
Leistungsniveaus.  
Abzulehnen sei, dass 
man erst mit 62 in  
Pension gehen darf.

  im Prinzip dafür – aber vor allem dagegen.
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«Es müssen alle Karten 
auf den Tisch»

Bundesrat Alain Berset über die Chancen seiner Rentenreform, widerspenstige Gegner  
und mögliche Kompromisse. Transparenz und Zeit sollen die Lösung bringen.  

Interview: Bernhard Raos und Martin Vetterli; Fotos: Christian Schnur 

Beobachter: Die Reform der Altersvorsorge  
ist derart komplex, dass man sich unweigerlich 
fragt: Muss man ein guter Pokerspieler sein, 
um am Ende Erfolg zu haben?
Alain Berset: Ich habe nur einmal versucht 
zu pokern. Ohne jeden Erfolg! Aber es geht 
hier auch nicht ums Pokern, wo geblufft 
und mit verdeckten Karten gespielt wird. 
Die Reform der Altersvorsorge hat nur 
Chancen, wenn alle Karten auf dem Tisch 
sind. Deshalb hat der Bundesrat von Be-
ginn an offen und transparent informiert – 
und das schon dreimal, bevor er das Ge-
schäft in die Vernehmlassung geschickt 
hat. Nur so kann man Vertrauen schaffen.

Wie viel des Vorschlags ist von Ihnen?
An einer Vorlage von solcher Tragweite 
 arbeiten viele Menschen und die verschie-
densten Ämter mit. Von daher ist es müs-
sig, zu fragen, welcher Input von wem 
stammt. Als Vorsteher des Departements 
des Innern vertrete ich als zuständiges 
 Regierungsmitglied gegenüber der Öffent-
lichkeit die Position, die wir im Bundesrat 
gemeinsam erarbeitet haben.

Mit Herzblut?
Absolut! Und im Wissen, dass nur ein aus-
gewogenes Projekt beim Volk eine Mehr-
heit finden kann. Parteien und Verbände 
müssen am Schluss von ihren Maximal-
forderungen abrücken – im Interesse einer 
Gesamtlösung. Für den Bundesrat war 
 übrigens immer klar: Bei einem so bedeut-
samen Projekt muss das Volk das letzte 
Wort haben. Das gehört zu unserem Sys-
tem, und das ist auch gut so.

Hat es Sie als Sozialdemokraten getroffen, 
dass ausgerechnet die Gewerkschaften und 
 Ihre eigene Partei die Vorlage in ersten 
 Reaktionen klar abgelehnt haben?

Es gab Reaktionen von allen Seiten. Die ei-
nen sagen, die Reform führe zu einer Sen-
kung der Renten, andere meinen, der Vor-
schlag sei zu wenig mutig, oder fordern ei-
ne Erhöhung des Rentenalters auf über 65 
Jahre. Das ist normal. Wir haben einen Pro-
zess angestossen, und es braucht Zeit, zu 
einem definitiven Entscheid zu kommen.

Der Gewerbeverband behauptet, die Reform  
sei unsozial. Was sagen Sie dazu?
Noch vor zwei, drei Monaten wollte sich 
der Gewerbeverband nicht einmal auf die 
Vorlage einlassen. Er war mit dieser Posi-
tion aber ziemlich allein. Entscheidend für 
mich ist, dass es eine grosse Bereitschaft 
gibt, über den bundesrätlichen Vorschlag 
zu diskutieren. Aber was bitte soll daran 
unsozial sein?

Gewerbeverband und Gewerkschaften monieren, 
die Reform belaste die unteren Ein kommen, 
weil bereits 25-Jährige in die Pensionskasse 
einzahlen müssen und die Lohnanteile für unter 
45-Jährige steigen sollen. Das treffe kleine 
Einkommen ungleich stärker.
Vorneweg möchte ich festhalten: Oberstes 
Ziel des Bundesrats ist der Erhalt des heu-
tigen Rentenniveaus. Betrachtet man nur 
einen Teil des Bilds, wird man nie eine 

ganzheitliche Perspektive entwickeln kön-
nen. Was man in seine Altersvorsorge ein-
zahlt, muss man immer mit dem verglei-
chen, was man später als Rente erhält. Die 
höheren Beiträge verhindern einmal gene-
relle Rentensenkungen. Ausserdem zeigen 
die Zahlen, dass die Reform dazu führt, 
dass Personen mit tiefen Einkommen zu 
einem erheblichen Teil von höheren Pen-
sions kassenrenten profitieren werden. Un-
sozial wäre es, wenn man nichts gegen eine 
ungenügende Finanzierung der Pensions-
kassen unternehmen und damit die Ren-
ten längerfristig gefährden würde. Das 
 hätte ungleich gravierendere Folgen. Das 
wollen wir verhindern.

Wie soll das geschehen?
Leute, die Teilzeit arbeiten und nur wenig 
verdienen, sollen nicht länger von der 
zweiten Säule ausgeschlossen bleiben und 
dann im Alter auf Ergänzungsleistungen 
angewiesen sein. Das ist unverantwortlich 
und auch nicht im Interesse von Gemein-
den und Kantonen, die die Kosten von 
 Sozialhilfe und Ergänzungsleistungen zur 
Hauptsache tragen müssen. Der Bundesrat 
sucht nach Lösungen, bei denen alle Ak-
teure ihren Teil der Verantwortung über-
nehmen.

Die unteren Einkommen profitieren von der  
Reform, wie Berechnungen aus Ihrem  
Departement zeigen. Bezahlt also wieder  
einmal der Mittelstand die Zeche?
Der Bundesrat ist überzeugt, dass die Las-
ten so breit wie möglich verteilt werden 
müssen. Deshalb schlägt er eine Erhöhung 
der Mehrwertsteuer vor. Das ist nicht sehr 
populär. Aber was wären die Alternativen? 
Ein höheres Rentenalter trifft einseitig die 
arbeitende Bevölkerung, die entsprechend 
länger AHV-Beiträge entrichten muss. Man 

«Ich bin kein Pokerspieler, 
ich bin Politiker.  
Das ist nicht dasselbe.»
Alain Berset, Bundesrat

BBeeoobbaacchhtteerr direktdirekt
Was sagen Sie zu Alain Bersets Vorschlägen 
zur Rentenreform? Diskutieren Sie  
im Internet mit: www.beobachter.ch/direkt
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könnte auch die Renten kürzen oder die 
Lohnabzüge erhöhen: Im einen Fall ginge 
die Reform auf Kosten der Rentner, im 
 anderen Fall würde nur der arbeitende Teil 
der Bevölkerung zahlen. Bei der Finanzie-
rung über die Mehrwertsteuer zahlen auch 
die Rentner ihren Teil. Diese Lösung ist 
letztlich auch generationengerecht.

Weil wir immer älter werden, wäre es doch  
logisch, das Rentenalter zu erhöhen.
Auch wenn heute im Gesetz Rentenalter 65 
für Männer und 64 für Frauen festgeschrie-
ben steht, ist die Realität eine andere. Wir 
gehen im Schnitt ein Jahr früher in Pen-
sion. Zudem reduzieren viele ihr Arbeits-
pensum vor der Pensionierung. Es bringt 
nichts, eine Debatte um theoretische Zah-
len zu führen, sondern es geht darum, den 
effektiven Altersrücktritt so weit als mög-
lich dem gesetzlichen Rentenalter anzu-
nähern. Dafür müssen wir aber entspre-
chende Rahmenbedingungen schaffen.

Welche?
Die Menschen sollen generell länger arbei-
ten. Deshalb will der Bundesrat, dass in der 
beruflichen Vorsorge die Beitragszahlun-
gen mit 55 nicht mehr steigen, sondern auf 
dem Niveau der 45- bis 55-Jährigen blei-
ben. Es soll auch möglich werden, Teilren-
ten zu beziehen. So kann man vor 65 das 
Pensum reduzieren und den Lohnausfall 
über den Bezug einer AHV-Teilaltersrente 
reduzieren. Das sind kleine, aber wichtige 
Punkte, um das reale Rentenalter zu erhö-
hen. Nicht zu vergessen, dass der Bundes-
rat Lösungen für Personen vorschlägt, die 
lange und hart gearbeitet haben, damit sie 
abgefedert früher in Rente gehen können.

Ändert das Ja zur Zuwanderungsinitiative  
die Ausgangslage?
Für die Altersvorsorge ist ein stabiles 
 Wirtschaftswachstum wichtig. Solange wir 
dieses haben, sehe ich keinen direkten 
 Einfluss auf die Reform.

Die Wirtschaft wird wohl stärker auf ältere  
Arbeitnehmer angewiesen sein.
Wer mit Mitte 50 seinen Job verliert, hat es 
in der Regel schwer, eine neue Stelle zu 
 finden. Die Rentenreform kann dieses 
 Pro blem höchstens etwas abfedern, indem 
sie mit dem Bezug von Teilrenten einen 
 Altersrücktritt in Raten ermöglicht. Aber 
viele Patrons von KMU-Firmen überneh-
men  ihre Verantwortung und beschäftigen 

ihre Leute bis 65. Aber bis 67 oder noch 
länger ist für sie schwierig.

Wie gross sind die Chancen, dass die Reform  
im Parlament unbeschadet durchkommt?
Es gibt eine Zeit der Positionierung, in der 
alle ihre maximalen Forderungen stellen. 
Aber irgendwann muss man im Interesse 
einer Gesamtlösung darüber diskutieren, 
in welchen Punkten Kompromisse möglich 
sind. Man kann nicht noch einmal 15 Jahre 
mit einer richtigen Reform der ersten und 
zweiten Säule warten. Sonst wird die AHV 
im Jahr 2030 acht Milliarden Franken Defi-
zit machen – und das jedes Jahr! Und wenn 
in der zweiten Säule nichts passiert, ge-
fährdet man das ganze System. Wir befin-
den uns in einer Situation, in der das Parla-
ment Verantwortung übernehmen muss.

Was heisst das konkret?
Die Reform muss ausgewogen bleiben, 
 damit sie auch bei der Bevölkerung eine 
Mehrheit findet. Ich bin zuversichtlich, 
dass wir das schaffen.

Warum wollen Sie nicht einzelne Elemente  
vorziehen, zum Beispiel das höhere Rentenalter 
für Frauen oder die Schulden bremse für  
die AHV?
Alle Revisionen, die nur einzelne Aspekte 
enthielten, sind zuletzt gescheitert. Neh-
men Sie die Abstimmung zur Senkung des 
Umwandlungssatzes vor vier Jahren: Das 
Parlament war mehrheitlich dafür, fast drei 
Viertel des Volkes haben Nein gesagt. Für 
eine ausgewogene Lösung braucht es ge-
nügend Transparenz und Zeit.

Sie pokern also doch?
Nein. Ich bin kein Pokerspieler, ich bin Po-
litiker. Das ist nicht dasselbe. Der Bundes-
rat setzt in der Reform auf grösstmögliche 
Transparenz. Es muss allen Versicherten 
klar sein, was sie bekommen und was die 
Reform sie kostet. Nur so kann man Ver-
trauen schaffen.

Warum soll das Volk einer Senkung des  
Umwandlungssatzes auf 6,0 Prozent 
 zustimmen, nachdem es 6,4 Prozent mit  
einer Dreiviertelmehrheit abgelehnt hat?
Der grosse Unterschied ist, dass mit dieser 
Reform die Renten nicht sinken. 2010 hätte 
der tiefere Umwandlungssatz dazu geführt, 
dass neue BVG-Renten um sechs Prozent 

«Die Reform muss ausgewogen bleiben, damit sie  
auch bei der Bevölkerung eine Mehrheit findet.»
Alain Berset, Bundesrat

Beobachter online
Im Internet finden Sie Zusatzinforma tionen 
zum Thema: www.beobachter.ch/ahv
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SCHULTHESS Waschmaschinen 
   Die richtige Wahl
  für Ihr Zuhause

Die Schulthess-Geräte werden mit viel Stolz und Engage-
ment in Wolfhausen im Zürcher Oberland entwickelt und 
produziert! Wir leisten unseren Beitrag, damit heutige 
und künftige Generationen in einer intakten Umwelt leben 
können. Schulthess steht für:

• Äusserst leise im Betrieb
• Sehr einfache Bedienung
• Niedriger Strom- und Wasserverbrauch
• Robuste Bauweise und Langlebigkeit
• Schnelle Waschprogramme

Sie finden uns im Fachhandel oder unter www.schulthess.ch
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kleiner ausgefallen wären. Das ist jetzt 
 anders. Für tiefere Einkommen werden die 
Renten sogar steigen.

Gegenwind kommt auch von den Gewerk-
schaften. Deren Initiative «AHV plus» ist ja 
wohl nicht vereinbar mit Ihrer Vorlage.
Es sind ja auch noch weitere Initiativen 
hängig, zum Beispiel diejenige zur Einfüh-
rung der Erbschaftssteuer oder gegen die 
Plafonierung der AHV-Ehepaarrenten. Alle 
diese Vorschläge verbreitern die politische 
Diskussion.

Ihr Bundesamt lässt erst jetzt abklären,  
wie sich die Reform auf die Lohnkosten für  
die Wirtschaft und die Beschäftigungszahlen  
auswirkt. Ist das nicht etwas spät?
Die erwarteten Auswirkungen auf die Wirt-
schaft hat der Bundesrat in den Vernehm-
lassungsunterlagen aufgezeigt. Es geht nun 
darum, die Reform so aufzugleisen, dass 
Belastungen für die Wirtschaft möglichst 
gering ausfallen.

Was die Reform den Einzelnen kostet, rechnet 
uns der Gewerbeverband bereits genau vor.
Es ist unredlich, nur über die Kosten zu 
 reden und zu verschweigen, was man im 
Gegenzug erhält. Wenn Sie Ihr Auto in den 
Service bringen, müssen Sie natürlich 
 dafür bezahlen. Dafür bleibt es in Schuss. 
So ist es auch mit unserer Reform.

Einige Pensionskassen flexibilisieren die  
Renten. Andere legen eine Obergrenze für die 
Renten fest und zahlen den Rest als Kapital 
aus. Was halten Sie davon?
Eine Flexibilisierung verunsichert und 
schadet dem Vertrauen in das System, weil 

die Höhe der Renten nicht mehr klar ist.  
Ausserdem stellen sich auch Fragen wie: 
Welche Rente ist garantiert, wenn eine 
 Kasse in Konkurs geht? Und was gilt nach 
der Fusion von Kassen? Bei der Auszah-
lung des Kapitals muss man sich bewusst 
sein, dass dies Folgen für die Gesellschaft 
haben kann. Wenn ein Versicherter sein 
Alters kapital vorzeitig verbraucht, muss die 
Allgemeinheit einspringen.

Was geschieht, wenn die Altersvorsorge 2020 
scheitert?
Dann türmen wir in der AHV jährlich 
Schulden auf, die sich rasch auf zig Milliar-
den addieren. Der AHV-Fonds wird sehr 
schnell leer sein. Aber am Schluss braucht 
es eine Lösung, einen Entscheid, wie es 
weitergeht.

Wenn Ihre Reform scheitert, ziehen Sie  
persönliche Konsequenzen?
Es ist nicht mein Reformvorhaben, son-
dern das des Bundesrats. 
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«Man kann nicht noch  
einmal 15 Jahre mit einer 
Reform der ersten und 
zweiten Säule warten.»
Alain Berset, Bundesrat

© Alle Rechte vorbehalten - Axel Springer Schweiz AG, - Jede Veröffentlichung und nicht-private Nutzung exklusiv über www.as-infopool.de/lizenzierung BEOBACHTER-2014-02-21-tui- 95eb5bbb8ec0c00045448af62858073b


